
schaftlichen Wirksamkeit — vorliegt, ob den statisti­
schen Zahlen der richtige Inhalt entspricht.
In dem angeführten Bericht über Oschatz wird als Ur­
sache die unbedingten Verurteilung angeführt: „Wir 
sind unsicher geworden.“ In dieser Bemerkung steckt 
ein für die Leitung der Rechtsprechung sehr interessan­
tes Problem. Das Oberste Gericht hat den im Jahre 
1963 zeitweise begangenen Weg, durch anleitende Doku­
mente gewissermaßen ein umfassendes System schrift­
licher Anleitung zu schaffen (durch Richtlinien, Be­
schlüsse, Hinweise), aufgegeben. Natürlich wird es auch 
in Zukunft derartige anleitende Dokumente geben. 
Aber sie können nicht die Hauptform der Leitung sein. 
Deshalb hat das letzte Plenum des Obersten Gerichts 
am 6. Mai 1964 auch die Richtlinien Nr. 12 und 13 er­
satzlos aufgehoben, weil sie mit der gesellschaftlichen 
Entwicklung seit dem Staatsratserlaß nicht mehr über­
einstimmten.
Wir sehen die Hauptmethode der Leitung neben der an­
leitenden Rechtsprechung gegenwärtig darin, die Grund­
fragen der Arbeit der Rechtspflegeorgane herauszu­
arbeiten, wie: die Sicherung richtiger, gesellschaftlich 
wirksamer Entscheidungen; die Nutzung der wachsen­
den gesellschaftlichen Möglichkeiten zur Erziehung der

Rechtsverletzer; die Aufdeckung der im Zusammenhang 
mit Rechtsverletzungen festgestellen Hemmnisse und 
Mängel in den verschiedenen Lebensbereichen und 
ihre Überwindung. Mit der Erkenntnis dieser Grund­
fragen und einer richtigen Einschätzung unserer ge­
sellschaftlichen Entwicklung werden die Richter die 
Sicherheit gewinnen, auf Grund einer exakten Analyse 
richtig zu entscheiden Die Qualifizierung, um diesen 
Denkprozeß zu einem richtigen Ergebnis zu führen, ist 
die wichtigste Grundlage für die richterliche Unab­
hängigkeit, die vom Staatsratserlaß besonders hervor­
gehoben wird.
Mehr als ein Jahr ist seit der Verabschiedung des Er­
lasses vergangen. In dieser Zeit wurden wichtige Er­
fahrungen gesammelt. Jetzt kommt es darauf an, die 
besten Erfahrungen als allgemeine Methode durchzu­
setzen, um eine höhere Qualität bei der Durchführung 
des Staatsratserlasses zu erreichen. Was in diesem 
Artikel an einem wichtigen Problem dargelegt wurde, 
gilt für die ganze Breite der Verwirklichung des sozia­
listischen Rechts: Es geht um einen maximalen Beitrag 
zur sozialistischen Erziehung der Menschen, zur Durch­
setzung der ökonomischen Gesetze, zur Festigung der 
Gesetzlichkeit.

Plenum des Obersten Gerichts
über die Bekämpfung der Kriminalität im Bauwesen

Die erste Beratung des Plenums des Obersten Gerichts 
am 6. Mai 1964 war einem bedeutsamen Thema ge­
widmet: der Wirksamkeit der gerichtlichen Tätigkeit 
bei der Bekämpfung der Kriminalität und anderer 
Rechtsverletzungen im Wirtschaftszweig Bauwesen. Der 
Beratung lag ein schriftlicher Bericht zugrunde, der die 
wesentlichen Ergebnisse und Schlußfolgerungen einer 
mehrmonatigen gemeinsamen Untersuchung der In­
spektionsgruppe und des 2. Strafsenats des Obersten 
Gerichts enthielt.
Die Bedeutung der Plenartagung wurde dadurch unter­
strichen, daß an ihr der Stellvertreter des Vorsitzenden 
des Staatsrates, Dr. Heinrich H o m a n n ,  leitende Mit­
arbeiter des Generalstaatsanwalts der DDR, des Mini­
steriums der Justiz und des Ministeriums für Bau­
wesen, die Staatsanwälte der Bezirke sowie Wirtschafts­
und Gewerkschaftsfunktionäre aus der Bauindustrie 
teilnahmen.

♦

Die Tagung wurde mit zwei Referaten eingeleitet: 
Oberrichter E t z o l d .  Mitglied des Präsidiums und 
Vorsitzender des 2. Strafsenats des Obersten Gerichts, 
legte die Hauptprobleme der Untersuchung und ihre 
wesentlichen Ergebnisse dar; Oberrichter N e u m a n n ,  
Mitglied des Präsidiums und Leiter der Inspektions­
gruppe des Obersten Gerichts, behandelte die wichtig­
sten methodischen Fragen der Untersuchung1.
Etzold ging davon aus, daß das Bauwesen innerhalb 
unserer Volkswirtschaft eine Schlüsselstellung ein­
nimmt und in entscheidendem Maße das Entwicklungs­
tempo aller Wirtschaftszweige beeinflußt. Die Erfolge 
beim umfassenden Aufbau des Sozialismus hängen des­
halb zu einem wesentlichen Teil mit davon ab, wie es 
die Werktätigen im Bauwesen verstehen, die Gebäude 
und Anlagen für die Industrie, das Verkehrswesen und 
die Landwirtschaft sowie für den Wohnungsbedarf der 
Bevölkerung schneller, besser und billiger zu bauen 
und die Investitionen mit dem höchsten ökonomischen 
Nutzeffekt durchzuführen. Mit der konsequenten Durch-

l Auszüge aus dem Referat Neumanns sind als Anlage 1 zu 
diesem Bericht veröffentlicht.

Setzung des Beschlusses des Ministerrates über die An­
wendung der Grundsätze des neuen ökonomischen 
Systems der Planung und Leitung der Volkswirtschaft 
im Bauwesen vom 14. Juni 1963 (GBl. II S. 437) werden 
die Voraussetzungen geschaffen, um unter Ausnutzung 
der neuesten Erkenntnisse von Wissenschaft und 
Technik die Arbeitsproduktivität zu steigern, die Selbst­
kosten systematisch zu senken und die Qualität der 
Bauwerke zu erhöhen.
Zu den Hemmnissen,, die der Erfüllung dieser Auf­
gabenstellung im Bauwesen entgegenstehen, zählen 
in nicht geringem Maße strafbare Handlungen, wobei 
diese im Jahre 1963 im Bauwesen im Gegensatz zu an­
deren Gebieten anstiegen (192 % im Vergleich zu 1960).
In den Untersuchungen wurden folgende typische Er­
scheinungsformen der Kriminalität festgestellt:
1. Diebstahl und Vergetidung von Baustoffen und Bau­
materialien sowie Entwendung von Werkzeugen, Ma­
schinen usw.;
2. Lohn-, Rechnungs- und Leistungsbetrügereien; z. T. 
in Verbindung mit Preismanipulationen;
3. schuldhafte Verletzungen der gesetzlich festgelegten 
Güte- und Lieferbedingungen bei der Bauausfüh­
rung und Herstellung von Bauelementen sowie die Ver­
letzung anerkannter Regeln der Baukunst;
4. Verstöße gegen die Arbeitsschutzbestimmungen in 
den Bau- und Montagebetrieben2.
Diese Straftaten wurden durch eine Vielzahl von Be­
dingungen begünstigt, so durch ungenügende Kon­
trolle und Wachsamkeit auf den Baustellen, durch 
mangelhafte Rechnungsführung, durch Vernachlässi­
gung der Ordnung und Sicherheit sowie durch eine 
ungenügende politisch-ideologische Erziehungsarbeit 
auf den Baustellen.
Die Tätigkeit der Organe der Rechtspflege muß des­
halb mit dazu beitragen, daß alle Staats- und Wirt-

2 vgl. dazu die Beiträge von Holtzbecher/Pompoes, „Ursachen 
und begünstigende Bedingungen der Kriminalität im Bau­
wesen“, NJ 1964 S, 133 ff.; Bemdt/Schreiter, „Die gesellschaft­
liche Wirksamkeit der Kriminalitätsbekämpfung im Bauwesen 
erhöhen!“, NJ 1964 S. 137 fr.: Etzold/WittenbeA, „Die Leitungs­
tätigkeit der Senate des Obersten Gerichts auf dem Gebiet 
des Strafrechts“, NJ 1964 S. 162 ff.
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